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75. Jahrgang Mainz, den 6. April 2021 Nummer 3

Zuwendung von Geldbeträgen an gemeinnützige  
Einrichtungen oder an die Staatskasse in Ermittlungs-  

und Strafverfahren sowie in Gnadensachen im Jahr 2020

Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz 
vom 18. Februar 2021 (4012E20-0009)

In der Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2020 haben 
rheinland-pfälzische Gerichte und Staatsanwaltschaften 
in Ermittlungs- und Strafverfahren sowie in Gnadensa-
chen gemeinnützigen Einrichtungen und der Staatskasse 
insgesamt 

9.196.698,09 Euro

zugewiesen; davon entfielen auf die Staatskasse 
2.635.499,92 Euro.

Zu beachten ist, dass die Zuweisung nicht bedeutet, dass 
die Zahlungsverpflichteten auch tatsächlich Leistungen in 
entsprechender Höhe an den jeweiligen Zuweisungsemp-
fänger erbringen.

*) Nicht in der Sammlung eJVV RPf enthalten

Übersichten der einzelnen Zuwendungsempfänger sind 
auf den Internetseiten der Oberlandesgerichte Koblenz und 
Zweibrücken bzw. der Generalstaatsanwaltschaften Kob-
lenz und Zweibrücken veröffentlicht.

Verlust eines Dienstausweises

Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz  
vom 29. März 2021 (2000E21-0011)

Der nachfolgend bezeichnete Dienstausweis wird hier-
durch für ungültig erklärt:

Ausweis-
nummer

Name Amtsbe- 
zeichnung

Ausstellungs-
behörde und 

-datum

59747 Dihya  
Belhadj

Staatsanwältin Staatsan-
waltschaft 
Koblenz 

24.07.2018
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Personalnachrichten  
und Stellenausschreibungen

Aus Gründen des Datenschutzes 
dürfen die Personalnachrichten in 

der Internetversion leider nicht 
veröffentlicht werden!

Aus Gründen des Datenschutzes 
dürfen die Personalnachrichten in 

der Internetversion leider nicht 
veröffentlicht werden!
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Stellenausschreibungen
– vgl. Nummer 2 der VV JM vom 25. Juni 1990 (2010 – 1 
– 14/90) – JBl. S. 120 –

Es wird Bewerbungen entgegengesehen um folgende Stellen:

1,0 Stelle für die Präsidentin oder den Präsidenten 
des Sozialgerichts (m/w/d) bei dem Sozialgericht 
Speyer

1,0 Stelle für eine Vorsitzende Richterin oder einen 
Vorsitzenden Richter am Finanzgericht (m/w/d) 
bei dem Finanzgericht Rheinland-Pfalz 

1,0 Stelle für eine Richterin oder einen Richter am 
Amtsgericht – als die ständige Vertreterin oder 
der ständige Vertreter eines Direktors - (m/w/d) 
bei dem Amtsgericht Kaiserslautern

 Die Stelle soll mit einer Beförderungsbewerberin 
oder einem Beförderungsbewerber besetzt werden.

1,0 Stelle für eine Richterin oder einen Richter am 
Oberlandesgericht (m/w/d) bei dem Oberlandes-
gericht Koblenz

1,0 Stelle für eine Vorsitzende Richterin oder einen 
Vorsitzenden Richter am Landgericht (m/w/d) 
bei dem Landgericht Frankenthal (Pfalz)

 Die Stelle soll mit einer Beförderungsbewerberin 
oder einem Beförderungsbewerber besetzt werden.

1,0 Stelle für eine Vorsitzende Richterin oder einen 
Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht 
(m/w/d) bei dem Verwaltungsgericht Koblenz

2,0 Stellen für Richterinnen oder Richter am Amtsge-
richt (m/w/d) bei dem Amtsgericht Bad Kreuznach

 Die Stellen sollen mit Ernennungsbewerberin-
nen oder Ernennungsbewerbern (Richterinnen 
oder Richter auf Probe) besetzt werden.

1,0 Stelle für eine Richterin oder einen Richter am 
Landgericht (m/w/d) bei dem Landgericht Trier

 Die Stelle soll mit einer Ernennungsbewerberin 
oder einem Ernennungsbewerber (Richterin oder 
Richter auf Probe) besetzt werden.

6,0 Stellen für Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte 
(m/w/d) bei der Staatsanwaltschaft Koblenz

1,0 Stelle für eine Richterin oder einen Richter am 
Amtsgericht (m/w/d) bei dem Amtsgericht Fran-
kenthal (Pfalz)

1,0 Stelle für eine Richterin oder einen Richter 
am Landgericht (m/w/d) bei dem Landgericht 
Landau in der Pfalz

 Die Stelle soll mit einer Versetzungsbewerberin 
oder einem Versetzungsbewerber besetzt werden.

1,0 Stelle für eine Richterin oder einen Richter am 
Amtsgericht (m/w/d) bei dem Amtsgericht Kandel

 Die Stelle soll mit einer Ernennungsbewerberin 
oder einem Ernennungsbewerber (Richterin oder 
Richter auf Probe) besetzt werden.

1,0 Stelle für eine Richterin oder einen Richter am 
Landgericht (m/w/d) bei dem Landgericht Zwei-
brücken

 Die Stelle soll mit einer Ernennungsbewerberin 
oder einem Ernennungsbewerber besetzt werden.

2,0 Stellen für Richterinnen oder Richter am Amts-
gericht (m/w/d) bei dem Amtsgericht Pirmasens

 Die Stellen sollen mit Ernennungsbewerberin-
nen oder Ernennungsbewerbern (Richterinnen 
oder Richter auf Probe) besetzt werden.

0,50 Stelle für eine Richterin oder einen Richter am 
Verwaltungsgericht (m/w/d) bei dem Verwal-
tungsgericht Mainz

 Die Stelle soll mit einer Ernennungsbewerberin 
oder einem Ernennungsbewerber (Richterin oder 
Richter auf Probe) besetzt werden.

Ausgeschriebene Stellen können auch als Teilzeitstellen 
(75 v.H. oder 50 v.H.) besetzt werden, soweit nicht im Ein-
zelfall zwingende dienstliche Belange entgegenstehen (§ 7 
Abs. 2 LGG, § 5 Abs. 1 LRiG i.V. mit § 11 Abs. 1 Satz 1,  
2. Halbsatz LBG). Soweit sich Richterinnen oder Richter 
(m/w/d) unter Angabe des entsprechenden vom-Hundert-
Satzes auf eine Stelle in Teilzeitform bewerben, kann die 
Bewerbung nur berücksichtigt werden, wenn die Richterin 
oder der Richter (m/w/d) zugleich zustimmt, mit Beginn 
oder bei Änderung der Teilzeitbeschäftigung und beim 
Übergang zur Vollzeitbeschäftigung auch in einem ande-
ren Gericht desselben Gerichtszweiges verwendet zu wer-
den. Unabhängig davon sind Bewerbungen auf eine Stelle 
in Teilzeitform die sonstigen Erklärungen zum Vorliegen 
der Voraussetzungen nach § 8 Abs. 1, § 7 Abs. 2 Nr. 3 und 4 
LRiG, § 75 Abs. 1 und 2 LBG und die Dauer der beantrag-
ten Teilzeitbeschäftigung beizufügen.

Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass bei Beset-
zung einer Vollzeitstelle mit einer Teilzeitkraft (50 v.H.) 
die ,,zweite“ Hälfte der Stelle ohne weitere Ausschreibung 
gleichzeitig besetzt werden kann; Entsprechendes gilt für 
sich anderweitig ergebende Bruchteile ( 75 v.H.).

Bewerbungen von schwerbehinderten Menschen sind er-
wünscht.

Aus Gründen des Datenschutzes 
dürfen die Personalnachrichten in 

der Internetversion leider nicht 
veröffentlicht werden!
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